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Liebe Leserin, lieber Leser, 
 
 
hier unsere vierte Ausgabe der Roten Depesche, dem Infoblatt der Aachener Jusos. 
Stolz präsentieren wir diese 8-seitige Ausgabe, die uns durch neue finanzielle Spiel-
räume ermöglicht wird.  
 
Themen sind diesmal:  
Bildungspolitik | Übernahme von Kosten für Unterrichtsmaterialien 
Kommunalpolitik | Gegen Video-Überwachung 
Kommunalpolitik | Die Änderung der Gemeindeordnung  
Innenpolitik | Der „Deutsche Herbst“ und kein Ende  
 
 
Viel Spaß damit.



                                          

 

Bildung muss kostenfrei werden 
 
Bildung ist die wichtigste Ressource unseres Landes. Durch Globalisierung und 
technischen Wandel werden in NRW die Arbeitsplätze für gering qualifizierte Ar-
beitskräfte immer knapper. Deswegen wird eine gute Schulbildung in der Zukunft 
noch wichtiger für die Vermeidung von Armut und Arbeitslosigkeit sein. 
Leider ist die schulische Bildung der Kinder immer noch stark von Einkommen und 
Bildung der Eltern abhängig. Um allen Kindern und Jugendlichen die Chance zu 
geben in gleichem Maße an Bildung zu partizipieren, darf die finanzielle Situation der 
Eltern für ihren Werdegang keine Rolle spielen. Deshalb soll es langfristig Ziel des 
Staates sein alle Kosten für Bildung zu übernehmen. Eine Übernahme der größten 
finanziellen Belastungen im Rahmen der Schulbildung durch das Land würde die 
Chancen ärmerer Kinder erhöhen einen höheren Bildungsabschluss zu erlangen. 
Darüber hinaus sollte es, mit Blick auf die demographische Entwicklung, sprich sin-
kende Geburtenrate, ein erstrebenswertes Ziel sein Familien zu fördern und das 
Gründen einer Familie positiv zu belegen. 
Deshalb fordert der Juso-Unterbezirk Aachen in einem ersten Schritt, dass die Kos-
ten für Unterrichtsmaterialien, wie Bücher sowie für bildende Tagesexkursionen für 
schulpflichtige Kinder vom Land Nordrhein-Westfalen übernommen werden oder bei 
entsprechender landesseitiger Finanzierung zu Pflichtaufgaben der Kommunen ge-
macht werden. (Daniela) 
 
 

Gegen Video-Überwachung in der Adalbertstraße 
 
Videoüberwachung bekämpft nicht Ursachen sondern Symptome. Kriminalität wird 
verlagert, nicht verhindert. Statistiken aus Ländern mit flächendeckender Überwa-
chung zeigen eindeutig das die Gesamtzahl der Verbrechen nicht abgenommen hat; 
nur der Ort verschiebt sich. 
 
Die Entwicklung in England sollte uns ein mahnendes Beispiel sein. 4,2 Millionen 
öffentliche Überwachungskameras beobachten die 50 Millionen Enländer. Tendenz 
deutlich steigend. Kürzlich wurde die erste Grundschule komplett überwacht ans 
Netz genommen (Quelle: Die Zeit Nr. 3/07, Big Brother ist wirklich ein Brite). 

 

Termine 
 

1.2. reguläre Sitzung um 20:00 Uhr im Papillon, Pontstraße 

8.2. reguläre Sitzung um 20:00 Uhr im Papillon, Pontstraße 

15.2. reguläre Sitzung um 20:00 Uhr im Papillon, Pontstraße 

22.2. Neuwahlen zum UB-Vorstand der Jusos, vermutlich 19:00 Uhr im Falkenbüro 

27.2. Podiumsdiskussion des RPJ zum Thema Ausbildung, 19:00 Uhr, Haus Löwen-
stein 

1.3. reguläre Sitzung um 20:00 Uhr im Papillon, Pontstraße 

8.3. Weltfrauentag: FRAUEN GEGEN RECHTS, Demo. Ab 18:30h am Elisenbrun-
nen. Kundgebung auf dem Markt. OB Jürgen Linden, musikalische Begleitung: Peter 
Maffay 

8.3. reguläre Sitzung um 20:00 Uhr im Papillon, Pontstraße 

15.3. reguläre Sitzung um 20:00 Uhr im Papillon, Pontstraße 

22.3. reguläre Sitzung um 20:00 Uhr im Papillon, Pontstraße 

29.3. reguläre Sitzung um 20:00 Uhr im Papillon, Pontstraße 

 
 
 
 
 

 



                                          

 
Warum sind wir gegen Wahlautomaten? 
 
Wahlen in einem demokratischen Staat verlangen nach Öffentlichkeit des 
gesamten Ablaufs der Wahl. Wahlen mit Stimmzettel und Wahlurne sind seit 
vielen Jahren erprobt und bieten jedem Bürger die Möglichkeit, die Wahl und 
die Auszählung der Stimmen nachzuvollziehen und sichern so das 
Grundvertrauen der Bürger in die demokratischen Institutionen. 
 
Durch die Einführung von Wahlcomputern würde man eine einfache und bewährte 
Methode abschaffen und durch ein geschlossenes System ersetzen, das Bürger 
selbst dann nicht mehr überprüfen können, wenn sie über entsprechende 
Fachkenntnisse verfügen sollten. 
 
Wahlcomputer werden vor ihrer Zulassung von der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt (PTB) überprüft. Auch bei derartig überprüften Geräten ist 
jedoch eine Verletzung des Wahlgeheimnisses und eine Manipulation des 
Wahlergebnisses möglich. Erst 2003 ist es in Deutschland zu einem Fall von 
Wahlfälschung gekommen, der mit Hilfe der Stimmzettel aus Papier aufgedeckt 
werden konnte. Bei Einsatz von Wahlcomputern hätte jede Nachzählung das 
gleiche Ergebnis. 
 
Wahlcomputer sind unnötig, teuer, gefährden das Vertrauen der Bürger in 
demokratische Wahlen und setzen diese Wahlen dem Risiko der Manipulation 
aus.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fortsetzung: Gegen Video-Überwachung in der Adalbert-
straße 
 
Die Frage muss also lauten: In was für einer Welt wollen wir leben? 
Die CDU/FDP Landesregierung hat in rigorosem Umfang die Zuweisungen für sozia-
le Projekte und Jugendbetreuung zusammengestrichen. Für Videoüberwachung 
werden aber allein für Aachen 90.000 Euro bereit gestellt. Verkehrte Welt? 
 
Eine der größten Errungenschaften der europäischen Geschichte ist der Unschulds-
gedanke. Ein Mensch ist unschuldig bis das Gegenteil bewiesen wird. 
Flächendeckende Videoüberwachung dreht dieses Prinzip auf den Kopf. Du bist 
schuldig. Du wirst überwacht. Deine Unschuld mußt du erst beweisen. Und wenn du 
nichts zu verbergen hast... 
warum stört dich dann die Überwachung? 
 
Auf den ersten Blick handelt es sich nur um ein lokales Projekt in der Adalbertstraße. 
Auf den zweiten Blick ist es eine weitere Aufgabe unserer Freiheitsrechte. (Mathias) 

 
Kommunen brauchen Handlungsspielraum 
 
Die Jusos Aachen lehnen die von der Landesregierung geplante Änderung des §107 
GO NRW ab. Die geltende Version des §107 GO NRW ermöglicht es den 
Kommunen, in gewissen Grenzen wirtschaftlich tätig zu werden. Dies hat sich 
bewährt; vielerorts kommt es zu sinnvollen Kooperationen zwischen kommunalen 
Unternehmen, Handwerk und Mittelstand. Die geplante Änderung der 
Gemeindeordnung würde die politischen Gestaltungsmöglichkeiten der Kommunen 
erheblich einschränken. In Aachen bespielsweise würde sie vermutlich dazu führen 
daß die Gewoge verkauft werden müßte, obwohl sie mit Gewinn arbeitet, was aus 
sozialpolitischen Aspekten fatal wäre. Außerdem sind von der geplanten Änderung 
des §107 GO NRW wirtschaftliche Nachteile zu erwarten, und zwar aus mehreren 
Gründen: 
 
1) Die Landesregierung folgt dem neoliberalen Dogma, nach dem die Privatisierung 
von staatlichen Unternehmen grundsätzlich zu mehr Effizienz und mehr Wettbewerb 



                                          

führt. Die Erfahrung zeigt jedoch, daß dies längst nicht immer der Fall ist. Im 
Energiebereich hat beispielsweise die Privatisierungpolitik der letzten Jahre nicht zu 
mehr, sondern weniger Wettbewerb geführt hat, weil große Energiekonzerne die 
„Liberalisierung“ des Marktes genutzt haben, um eine erhebliche Marktmacht zu 
erlangen und diese in Form von überhöhten Preisen auszunutzen. Durch die noch 
im Staatsbesitz befindlichen Stadtwerke wird diese Marktmacht wenigstens teilweise 
begrenzt. Es ist deswegen zu erwarten, daß die geplante Änderung die Marktmacht 
der Energiekonzerne noch weiter verstärken würde. 
2) Selbst in Fällen, in denen ein Privatunternehmen effizienter arbeiten könnte als 
ein öffentliches Unternehmen, ist dies nicht zwingend ein Argument für eine 
Privatisierung. Privatunternehmen streben aufgrund ihrer Natur nach 
Gewinnmaximierung. In vielen Bereichen, in denen heute kommunale Anbieter 
operieren, liegt eine Gewinnmaximierung aber nicht im Sinne der Gesellschaft. Im 
Verkehrsbereich z.B. muß der ÖPNV aus sozial- und umweltpolitischen Gründen 
eine preiswerte Alternative zum Auto bieten, was von einem Privatunternehmen 
nicht zu erwarten ist. 
3) Viele Kommunen sind auf die Gewinne aus profitablen wirtschaftlichen 
Unternehmungen angewiesen, um die Verluste aus anderen Bereichen 
auszugleichen. Ein Verkauf der profitablen Unternehmen würde die Kommunen 
zwingen, Mittel in sozialpolitisch wichtigen, wirtschaftlich jedoch unrentablen 
Bereichen zu kürzen oder Gebühren zu erhöhen. Beides kann nicht im Sinn der 
Bürger sein. (Tobias K.) 
 
Reue, Rache, RAF und Rechtsstaat 
 
Fast 30 Jahre nach dem „Deutschen Herbst“ spaltet die Frage um den rechtmäßigen 
Umgang mit RAF TerroristInnen die Nation. Zurzeit prüft das Oberlandesgericht in 
Stuttgart den Antrag von Brigitte Mohnhaupt auf vorzeitige Bewährung. Voraussicht-
lich wird sie im März freigelassen. Mohnhaupt war im Kopf der 2. Generation der 
RAF, und beteiligt an den Morden an Generalbundesanwalt Siegfried Buback, Bank-
chef Jürgen Ponto und Arbeitgeberpräsident Hanns Martin Schleyer. Christian Klar, 
ebenfalls Mitglied der 2. RAF-Generation und beteiligt an den genannten Morden, 
hat ein Gnadengesuch beim Bundespräsidenten gestellt. Köhler steht nun vor der 
Entscheidung, mit der Begnadigung einen Schlussstrich unter das innerdeutsche 
Terrorismuskapitel zu ziehen oder dem Willen des Spiegel-lesenden Volkes nachzu-

gehen, von dem 71 Prozent die vorzeitige Entlassung von Christian Klar ablehnen. 
Was also spricht für, was gegen eine Begnadigung und aus welcher Perspektive 
sollte diese Frage beantwortet werden? 
 
Gegner der Begnadigung, wie der Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), 
Konrad Freiberg, haben sich längst auf die Perspektive der Opfer des Terrorismus 
eingeschossen: Argumentiert wird, dass keiner danach frage, wie beispielsweise die 
Familien von Opfern des RAF Terrorismus zu der Begnadigung stehen. Kann aber 
diese Opferperspektive als legitimer Maßstab zur Bewertung solcher Verbrechen 
angesehen werden? Problematisch daran ist sicherlich, dass Rachegedanken aus 
dieser Blickrichtung nicht vollständig zu isolieren sind. Aber was bleibt vom Rechts-
staat, der sich rächen will? Es ist ja gerade eine Errungenschaft des modernen 
Rechtsstaates, sich zwischen TäterInnen und Opfer zu stellen. 
 
Prominent ist auch das Argument der BegnadigungsgegnerInnen, welches auch der 
FDP-Vorsitzende Guido Westerwelle vorträgt: Keine Gnade ohne Reue. Klar distan-
ziere sich nicht hinreichend von seinen Taten, weshalb eine Begnadigung nicht zur 
Debatte stehen dürfe. Diese Argumentation stützt sich vor allem auf das letzte Fern-
sehinterview von Klar aus dem Jahre 2001, in dem er sich zurückhaltend zeigte und 
sich die Gefühle der anderen (Opfer)Seite nicht zu eigen machen wollte. 
Allerdings deutet ein neues Gutachten des Freiburger Kriminologen Helmut Kury 
darauf hin, dass Klar sich vermutlich früher oder später bei den Angehörigen seiner 
Opfer entschuldigen wird, und damit seine Einstellung geändert hat. 
 
Der Bundespräsident wird in der nächsten Zeit eine Entscheidung treffen müssen, 
und sollte sich dabei nicht von vergangenen Entscheidungen beeinflussen lassen, 
sondern sich nach sorgfältiger Sichtung sämtlicher Expertisen auf seine eigene Ur-
teilsfähigkeit verlassen. Für den Rechtsstaat bedeutet die Anwendung des Begnadi-
gungsrechts nicht die Unterwanderung von vormals getroffenen Entscheidungen, 
sondern markiert genau dasjenige Element unseres Rechtsystems, das auf Verän-
derungen der individuellen Haltung der TäterInnen reagieren kann. (Friedericke)   
 


